
Empfehlungen1 für die Ermittlung des Wertes einer Steuerberaterpraxis

Beschlossen vom Präsidium der Bundessteuerberaterkammer am 14./15.01.1990

1. Zielsetzung

Die Empfehlungen zur Ermittlung des Wertes einer Steuerberaterpraxis sollen Anregungen geben, wie im Fall der Praxisübertragung, bei Aufnahme eines Partners oder aus anderen Bewertungsanlässen, wie z. B. bei vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen, der Wert einer Steuerberaterpraxis ermittelt werden kann. Sie sind nicht verbindlich.

2. Begriff des Wertes der Steuerberaterpraxis

Der Wert einer Steuerberaterpraxis setzt sich zusammen aus dem 

Substanzwert

und dem Praxiswert.

Der Substanzwert (= Sachwert) ergibt sich aus der Summe aller zu einer Praxis gehörenden Vermögensgegenstände abzüglich der Schulden; dies gilt bei Praxisübernahmen nur, soweit sie auf den Erwerber übergehen. Zu den Vermögensgegenständen gehören u. a. die Praxisausstattung (Inventar, u. a. EDV-Anlage einschließlich Software, Bibliothek usw.), Mietereinbauten, ausstehende Forderungen, der Wert der noch nicht abgerechneten erbrachten und begonnenen Leistungen, Anzahlungen aufgrund von Leasing- und Mietverträgen, Vorschüsse, Kautionen, nicht jedoch aktivierte Praxiswerte. Bei der Ermittlung der Schulden sind u. a. Urlaubsansprüche, Weihnachtsgelder, Tantiemezahlungen und ähnliche Verpflichtungen gegenüber Mitarbeiterinnen abzugrenzen. Auch sind noch bestehende Verbindlichkeiten aus der Übernahme erworbener Praxen zu berücksichtigen.

Unter „Praxiswert“ wird ausschließlich der immaterielle Wert = Goodwill der Steuerberaterpraxis verstanden.

Nach der Methodenlehre der Betriebswirtschaft wird zur Ermittlung des Wertes eines Unternehmens grundsätzlich das Ertragswertverfahren angewendet. Dieses Verfahren trägt aber nicht den Besonderheiten der freiberuflichen Tätigkeit, die im Erbringen einer höchstpersönlichen Leistung gesehen werden, hinreichend Rechnung (BGH, Entscheidung vom 13. 10. 1976, IV ZR 104/74, WM 1977, S. 262, DB 1977, S. 1183, StB 1977, S. 13). In der Praxis wird üblicherweise das Umsatzverfahren für die Bewertung des immateriellen Wertes von Steuerberaterpraxen angewandt. Gleichwohl empfiehlt es sich, das Bewertungsergebnis anhand des modifizierten Ertragswertverfahrens auf seine Angemessenheit hin zu überprüfen (vgl. Punkt 6).

3. Umsatzverfahren – mit Modifikation

Beim Umsatzverfahren wird der Praxiswert durch Anwendung eines bestimmten (verein-barten/üblichen) Hundertsatzes auf die Bemessungsgrundlage ermittelt. Die Bemessungsgrundlage ist der Umsatz – ohne Umsatzsteuer – für Praxisleistungen, die aufgrund bestehender Mandatsverhältnisse und erteilter Aufträge innerhalb eines Zeitraumes von 12 Monaten voraussichtlich erzielt werden können:

– 
Regelmäßig in mehr als einjährigen Intervallen anfallende Umsätze (z. B. Honorare für die Erstellung von Vermögensaufstellungen und Vermögenssteuererklärungen) sind zeitanteilig zu berücksichtigen.

–
Umsätze für nicht regelmäßig wiederkehrende und einmalige Leistungen sollten mit dem Durchschnitt der Umsatzanteile der letzten drei Jahre berücksichtigt werden.

–
Umsätze aus nicht übertragbaren (personengebundenen) Leistungen (z. B. Testamtentsvollstreckungsvergütung) gehören nicht zur Bemessungsgrundlage und sind daher auszusondern.

Bestehen Anhaltspunkte, dass die so ermittelte Bemessungsgrundlage nicht dem zukünftig nachhaltig zu erzielenden Umsatz entspricht, so sind weitere Modifikationen vorzunehmen. Beispielsweise können noch vom Veräußerer vereinbarte Auftragserweiterungen bei bestehenden Mandatsverhältnissen zu einem Zuschlag auf den Umsatz führen, zu erwartende Umsatzminderungen durch gekündigte oder aus anderen Gründen demnächst geänderte Vertragsverhältnisse hingegen zu einem entsprechenden Abschlag.

Beispiel

Abschlusshonorare lt. letzter Berechnung

+ Zuschlag wegen positiv geänderter Verhältnisse

– Fortfall von Jahresabschlussleistungen

Buchführung und Lohnabrechnungen

+ 1/3 Honorar für Vermögensaufstellungen, Vermögenssteuererklärungen

– Honorar für nur einmalige (höchstpersönliche) Leistungen

Das Umsatzverfahren unterstellt eine bestimmte Rentabilität. Abweichungen von einer vergleichbaren Praxis, wie über- oder unterdurchschnittliche Reingewinne sowie andere Besonderheiten, wie Zusammensetzung und geographische Streuung der Mandate, organisatorischer Zustand der Praxis, besondere Risiken und Chancen (siehe auch B 3 der Checkliste), sind deshalb noch durch Zu- und Abschläge bei der Ermittlung des anzuwendenden Hundertsatzes zu berücksichtigen. Allgemeine – übliche – Risiken und Chancen der Mandatsbeziehungen bleiben jedoch außer Betracht. Die Parteien können natürlich hinsichtlich von Mandatsverlus​ten in einer Übergangszeit eine zusätzliche Vereinbarung treffen.

Soweit der Hundertsatz zur Errechnung des Praxiswertes nicht vereinbart wird, ist er aus den Kaufpreisen für vergleichbare Praxen abzuleiten.

Beispiele2 für die Anwendung des Umsatzverfahrens

1.
Bemessungsgrundlage
DM 400.000


vereinbarter Prozentsatz
125%


Praxiswert: 125% von DM 400.000
DM 500.000

2.
Bemessungsgrundlage
DM 400.000


Zuschlag wegen Auftragserweiterungen
DM   40.000


Abschlag wegen Umsatzminderungen
DM   48.000


DM 392.000


Vereinbarter Prozentsatz
125 %


- Abschlag wegen ungünstiger 


  Mandatsstruktur 5 %
120 %

Praxiswert: 120 % von DM 392.000
DM 470.400
4. Modifiziertes Ertragswertverfahren

Zur Kontrolle des Ergebnisses des modifizierten Umsatzverfahrens empfiehlt sich die Anwendung des modifizierten Ertragswertverfahrens, weil es die tatsächliche Kostenstruktur der einzelnen Praxis berücksichtigt.

Beim modifizierten Ertragswertverfahren wird von der Vorstellung ausgegangen, dass der Praxisbewerber einige Jahre benötigt, um sich eine vergleichbare Praxis aufzubauen. Deshalb erscheint es angemessen, wenn er den in einem unterstellten Zeitraum erzielbaren Nettoüberschuss dem früheren Praxisinhaber oder den Rechtsnachfolgern als Kaufpreis für den Praxiswert bezahlt. Die Länge des Zeitraums hängt von den Umständen des Einzelfalls ab und ist je nach Praxisstruktur individuell zu schätzen. Auf dieser Grundlage wird der Praxiswert als Barwert der Nettoüberschüsse der Praxis für diese Zeitperiode ermittelt, wobei als Zinssatz der für Fremdkapital geltende Zinsfuß anzusetzen ist. Den Nettoüberschuss erhält man durch Abzug der Kosten vom Umsatz abzüglich einer angemessenen Tätigkeitsvergütung für den Praxiserwerber (sog. Kalkulatorischer Unternehmerlohn).

Die tatsächlichen Kosten sind gegebenenfalls durch kalkulatorische Anderskosten zu ersetzen bzw. um kalkulatorische Zusatzkosten zu ergänzen. Unter Anderskosten sind dabei Aufwendungen zu verstehen, die kalkulatorische Kosten sind, in der betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung jedoch „anders“ als mit dem betreffenden Aufwand erfasst werden. Zu den kalkulatorischen Zusatzkosten gehören insbesondere die Tätigkeitsvergütungen, kalkulatorische Zinsen auf das eingesetzte Eigenkapital und Mieten für eigene Räume. Bei der Abgrenzung der Kosten sind die Abschreibungen und Zinsen für evtl. früher erworbene Praxiswerte auszusondern.

Beispiel

Umsatz
DM 400.000 p. a.

- Kosten
DM 200.000 p. a.

- Kalkulatorische Tätigkeitsvergütung
DM 100.000 p. a.

Nettoüberschuss
DM 100.000 p. a.
Bei einem Zinssatz von p = 8 % p. a. und einem vereinbartem Zeitraum von n = 6 Jahren ist der Überschuss von DM 100.000 p. a. mit dem Rentenbarwertfaktor3 4,7900 zu multiplizieren.

Praxiswert = DM 100.000 * 4,7900 =
DM 479.000
Wie sehr das Bewertungsergebnis von der Länge des zu vergütenden Zeitraums (n) und der Wahl des Abzinsungsfaktors (p) abhängig ist, wird aus der folgenden Übersicht deutlich.

	
	p = 6

DM
	p = 8

DM
	p = 10

DM

	n = 5
	432.700
	413.710
	396.160

	n = 6
	505.110
	479.000
	455.140

	n = 7
	573.430
	539.460
	508.770


5. Vergleich bei unterschiedlichen Kostenstrukturen

Die Auswirkung unterschiedlicher Kostenstrukturen wird an folgendem Beispiel deutlich:

	Umsatz DM/p. a.
	400.000
	400.000
	400.000

	Kostenquote %
	40
	45
	50

	Kosten
	160.000
	180.000
	200.000

	Kalkulatorische
Tätigkeitsvergütung
	100.000
	100.000
	100.000

	Nettoüberschuss
	140.000
	120.000
	100.000

	p = 8   n = 5
	
	
	

	Praxiswert in DM
	579.194
	496.452
	413.710

	in % vom Umsatz
	145
	124
	103


Die Zahlen zeigen, dass die schematische Anwendung des Umsatzwertverfahrens ohne Berücksichtigung der individuellen Kostenstruktur zu unzutreffenden Ergebnissen führen kann.

6. Vergleich des Umsatzverfahrens mit dem modifizierten Ertragswertverfahren

Neben Unterschieden in der Kostenstruktur können auch unterschiedliche Annahmen über die anderen Wertkomponenten (insbesondere Nutzungsdauer, Zinssatz, kalkulatorische Tätigkeitsvergütung) zu abweichenden Ergebnissen zwischen beiden Verfahren führen. Sie sollten zu einer genauen Überprüfung Anlass geben, aus welchen Gründen die Ergebnisse voneinander abweichen.

7. Latente Steuern

Der beim Erwerb einer Praxis gezahlte Kaufpreis ist in der Regel für den Erwerber auch Grundlage der Besteuerung; insbesondere kann der bezahlte Praxiswert abgeschrieben werden.

Erfolgt eine Bewertung nur zum Zweck einer vermögensrechtlichen Auseinandersetzung, z. B. bei der Beendigung des Güterstandes oder bei Erbregulierungen, so hat das Bewertungs-ergebnis keine Auswirkung auf die steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten. In diesem Fall ist zu prüfen, ob aus Gründen der Gleichbehandlung der Nachteil aus den fehlenden Abschreibungsmöglichkeiten als Wertminderung bei der Bewertung berücksichtigt werden kann.

8. Anteile an Steuerberatungsgesellschaften

Für die Bewertung von Anteilen an Steuerberatungsgesellschaften in der Rechtsform der Kapitalgesellschaften können die hier dargestellten Verfahren nicht uneingeschränkt übernommen werden.

9. Checkliste

Die Checkliste soll der Aufnahme aller entscheidungserheblichen Faktoren dienen. Aus dem so gewonnenen Gesamtbild lässt sich der Ermessensspielraum ableiten, innerhalb dessen für die Ermittlung des Praxiswertes Zu- oder Abschläge angebracht sein könnten.

Checkliste4 zur Praxisübertragung

A. Persönliche Verhältnisse

1. Vorbildung und berufliche Qualifikation

(Hinweis: Bei Prüfberechtigung ist zu klären, inwieweit Ausschlussgründe nach § 319 Abs. 2 HGB vorliegen!)

2. Welche Leistungen werden vom Veräußerer überwiegend persönlich erbracht?

a) Betreuung ausgewählter Mandate

b) Jahresabschlussarbeiten

c) Kontrolle der Jahresabschlüsse

d) Pflicht- und freiwillige Prüfungen

e) Sonstige

Durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit

3. Bestehen verwandtschaftliche Beziehungen zwischen dem Veräußerer und

a) Sozietäts- oder Bürogemeinschaftspartnern?

b) Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen?

c) Mandanten?

4. Ist der Veräußerer tätig für

a) berufsständische Organisationen

b) andere, ggf. für welche

5. Will der Veräußerer nach Übertragung noch tätig bleiben

a) auf eigene Rechnung – in eigener Praxis –

b) als freier Mitarbeiter

c) als Arbeitnehmer

B. Praxisverhältnisse

1. Rechtsform

Einzelpraxis: __________________________________
seit: ________________

Sozietät: ______________________________________
seit: ________________

Bürogemeinschaft: _____________________________
seit: ________________

Gesellschaft – Firma – Gesellschafter: ______________
seit: ________________

– Vertragsgrundlage prüfen! –

2. Welche Leistungen werden hauptsächlich erbracht?

Prozentualer Anteil an den Gesamterlösen des Vorjahres angeben – ggf. schätzen – 

a) Buchführungen und Lohnabrechnungen

b) Jahresabschlüsse

c) Steuererklärungen

d) Steuerrechtsdurchsetzung – außergerichtliche und gerichtliche Rechtsbehelfe

e) Prüfungen – getrennt nach Pflicht- und freiwilligen Prüfungen

f) Gestaltende Beratung

g) Betriebswirtschaftliche Beratungen

h) Vermögensverwaltungen – treuhänderische Tätigkeiten

i) Sonstige

3. Strukturierung der Mandatsverhältnisse

– Vollständige Mandantenliste –

a) nach Rechtsform

b) nach Auftragsinhalt

c) nach Branchen/Berufsgruppen

d) nach Alter der Mandanten bei Vertragsverhältnissen mit natürlichen Personen

e) nach Dauer der Vertragsverhältnisse

f) Aufteilung je 3/5/10/20 größten Mandate absolut und prozentual zum Gesamtumsatz des 

    Vorjahres

g) Einschätzung der Entwicklung der Mandatsverhältnisse, insbesondere im Bereich 

    Buchführung und Lohnabrechnungen

4. Honorarstruktur

a) Liegen schriftliche Verträge mit Mandanten vor?

b) Welche Sondervereinbarungen bestehen?

c) Welche Über-/Unterdeckungen erbringen die Honorare im Vergleich zur Nachkalkulation 

    auf der Grundlage angemessener Stundensätze?

d) Wann wurden die letzten Gebührenanpassungen durchgeführt?

5. Praxisräume

a) Standort, Verkehrsanbindung, Parkmöglichkeiten

b) Eigentum des Veräußerers

    Abschluss eines Mietvertrages zu welchen Bedingungen möglich?

c) Mietverhältnis – Dauer, Mietpreis, wesentliche Bedingungen

d) Praxiserweiterungsmöglichkeit

6. Vertragsverhältnisse

a) Vermögensschadenhaftpflichtversicherung mit welchen Deckungssummen

b) Leasingverträge

c) Sonstige Verträge, in die eingetreten werden sollte/müsste

7. Ausstattung der Praxis

a) DATEV-(EDV-)Anschluss

b) Bibliotheksumfang

c) Weitere sachliche Ausstattung

– Verzeichnis der Vermögensgegenstände, die übertragen werden sollen –

8. Kostenstruktur mit Angabe möglicher Veränderungen – Vorjahresdaten –

a) Personalkosten

b) Sachkosten – davon

– 
Raumkosten

– 
monatliche/jährliche Leasinggebühren – spezifiziert

– 
Datenverarbeitungskosten

– 
Literaturkosten

– 
Reise- und Übernachtungskosten

C. Mitarbeiterverhältnisse

1. Anzahl, Alter, Geschlecht, Qualifikation und Eintrittsdatum
a) Steuerberater/Steuerbevollmächtigter, Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer

b) Rechtsanwälte

c) Mit anderer beruflicher Qualifikation (Hochschulabsolventen, Mitarbeiter mit 

    Fortbildungsprüfung nach § 46 BBiG, Bilanzbuchhalter, o. Ä.)

d) Steuerfachgehilfen/innen

e) Auszubildende

f) Familienangehörige

g) Sonstige

2. Inhalt der Dienstverträge

a) Arbeitszeit

b) Vergütungsregelung

c) Urlaub

d) Reisekostenregelung

e) Kündigungszeiten (über 6 Wochen zum Quartalsabschluss hinaus)

3. Sondervereinbarungen mit Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen
a) Versorgungszusagen

b) Umsatz- oder Gewinnbeteiligung

c) Zusätzliche Vereinbarungen

4. Inwieweit betreuen Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen weitgehend selbständig einzelne     Mandatsverhältnisse, ggf. welche?

5. Liegen bei Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen Ausschlussgründe nach § 319 Abs. 2 HGB vor?

6. Soziale Daten/Wettbewerbsabreden

a) Durchschnittliche Fehlzeiten durch Krankheit im Vorjahr

b) Urlaubsrückstände zum Jahresbeginn

c) Wettbewerbsabreden

d) Freiwillige soziale Leistungen (z. B. vermögenswirksame Leistungen, Dienstfahrzeug)

7. Werden freie Mitarbeiter beschäftigt?

Zu welchen Bedingungen?

1 Die Empfehlungen haben keinen verbindlichen Charakter. Sie sollen zu bestimmten Sachverhalten oder Problemkreisen Anregungen zu eigenverantwortlichen Lösungen geben und somit die Praxisarbeit unterstützen.


2 Die in den Beispielen verwendeten Zahlen sind nicht repräsentativ.


3 Barwert einer nachschüssigen monatlichern Rente bei monatlicher Zahlung.


4 Bei der Darlegung der Praxisverhältnisse ist die Verschwiegenheitspflicht (§ 57 Abs. 1 StBerG und Nr. 17 RichtlStB) zu beachten.
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